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Tätigkeitsverbote und Belehrung gem. §§ 42, 43 Infe ktionsschutzgesetz  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Gesundheitsamt erreichen immer wieder Anfragen von Schulen zur Belehrungspflicht nach § 
43 Infektionsschutzgesetz (IfSG) bei Schülerpraktika. Daher möchte ich Sie über die geltenden 
Vorschriften und deren Anwendung speziell für Schülerpraktika mit diesem Schreiben gezielt in-
formieren. 
 
Die in § 43 IfSG vorgeschriebene Belehrung dient im Kern dazu, über Tätigkeits- und Beschäfti-
gungsverbote (§ 42 IfSG) zu informieren. Diese Verbote betreffen Personen, die an bestimmten 
Infektionskrankheiten leiden (Verdacht auf Erkrankung ist ausreichend) bzw. bestimmte Sympto-
me aufweisen und so mit Lebensmitteln oder Bedarfsgegenständen in Berührung kommen bzw. 
in Küchen oder Gemeinschaftseinrichtungen tätig sind, dass eine Übertragung von Krankheitser-
regern zu befürchten ist.  
 
Personen, die auf diese Weise erstmalig gewerbsmäßig tätig sind bzw. beschäftigt werden, müs-
sen vorab über das Tätigkeits- und Beschäftigungsverbot und die sich daraus ergebenden Ver-
pflichtungen durch das Gesundheitsamt belehrt werden und benötigen darüber eine entspre-
chende Bescheinigung (§ 43 Absatz 1 IfSG). 
 
In der Praxis führen die Ausführungen des Gesetzes immer wieder zu Nachfragen darüber, wel-
che Tätigkeiten unter das Tätigkeits- und Beschäftigungsverbot fallen bzw. wann eine Tätigkeit 
gewerbsmäßig ausgeübt wird, so dass eine Belehrungspflicht besteht. 
 
Die Belehrung von ganzen Schulklassen ist nur dann sinnvoll, wenn alle beteiligten Schülerinnen 
und Schüler auch tatsächlich relevante Tätigkeiten ausüben sollen. Die rein „formale“ Teilnahme 
an der Belehrung ohne konkreten Bezug zu einer entsprechenden Tätigkeit im „Lebensmittel- 
bzw. Küchenbereich“ hat erfahrungsgemäß nicht den gewünschten Erfolg bei der beabsichtigten 
Vermittlung von Wissen und Sensibilität im Umgang mit Lebensmitteln.  
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Das Gesundheitsamt hält daher eine flächendeckende Durchführung von Infektionsschutzbeleh-
rungen bei Schülerpraktika nicht für sinnvoll, sondern legt dafür folgende Maßstäbe zugrunde: 
 
Betriebspraktika von Schülerinnen und Schülern führen dann zu einer Belehrungspflicht, wenn sie 
dabei tatsächlich mit Lebensmitteln oder Bedarfsgegenständen für das Herstellen, Behandeln 
oder Inverkehrbringen von Lebensmitteln in Berührung kommen oder in Küchen bzw. Einrichtun-
gen zur Gemeinschaftsverpflegung arbeiten. Das Vorliegen der Voraussetzungen kann nur am 
Einzelfall beurteilt werden und betrifft in der Regel nur einzelne Schülerinnen und Schüler, jedoch 
nur selten Klassenverbände. 
 
Schülerinnen und Schüler, die an Sozialpraktika in Einrichtungen wie Krankenhäusern, Heimen, 
Kitas etc. teilnehmen und dabei im Regelfall nicht unmittelbar mit Lebensmitteln in Berührung 
kommen und dabei nicht in Küchen arbeiten, benötigen keine Belehrung nach § 43 IfSG und kei-
ne entsprechende Bescheinigung des Gesundheitsamtes. Das Verteilen von vorportioniertem 
Essen führt nicht zu einer Belehrungspflicht. 
Allerdings empfiehlt es sich, dass diesen Schülerinnen und Schülern das beigefügte Informati-
onsblatt zum Umgang mit Lebensmitteln ausgehändigt wird. Dies ist auch im Internet unter 
http://www.muenster.de/stadt/gesundheitsamt/lebensmittelgewerbe.html abrufbar. Die darin ent-
haltenen Hinweise sind allgemeingültig und auch wenn keine unmittelbare Gefahr der Übertra-
gung von Krankheiten über Lebensmittel gegeben ist, ist eine Sensibilisierung für die Bedeutung 
des Infektionsschutzes bei Tätigkeiten in Einrichtungen wichtig. 
 
Abschließend erfolgt noch der Hinweis, dass Belehrungen nach § 43 IfSG aufgrund der Allgemei-
nen Verwaltungsgebührenordnung des Landes NRW gebührenpflichtig sind. Der aktuelle Gebüh-
rensatz liegt dafür in Münster z.Zt. bei 20 Euro. Schülerinnen und Schüler, die die Belehrung aus-
schließlich aufgrund einer schulbezogenen Maßnahme benötigen (z.B. Praktika, Projekte), sind  
in Münster von der Gebühr befreit.    
 
Für weitere Auskünfte stehen Frau Böckermann (Tel. 0251 – 4925318; Mail: Boeckel@stadt-
muenster.de) und Frau Rüsing (Tel. 0251 – 4925318; Mail: Ruesing@stadt-muenster.de) gerne 
zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez. 
Dr. Schulze Kalthoff 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


